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Antragsteller*in: Marc Kersten (KV Köln)

Änderungsantrag zu I-11

Von Zeile 109 bis 110 einfügen:
weiterhin tun: Sollte die wirtschaftliche und soziale Lage es notwendig machen, müssen
zügig weitere Sofortentlastungen kommen, etwa weitere Direktzahlungen, bei denen
sicherzustellen ist, dass sie weder mit anderen Sozialleistungen verrechnet,
noch von einer Lohn- oder Kontopfändung erfasst werden.

Begründung

Über 4 Millionen Menschen in Deutschland sind überschuldet und leben großteils vom
Pfändungsfreibetrag, der ihr Existenzminimum abdecken soll. Sie gehören per
Definition zur Gruppe der armutsgefährdeten Menschen, die sich die jetzigen
Preissteigerungen nicht aus den Rippen schneiden können.

Um so wichtiger ist, dass alle kommenden Hilfsleistungen auch bei ihnen ankommen,
da sie sonst vielfach in den Sozialleistungsbezug gezwungen würden.

Bei der Energiepreispauschale dieses Jahr wurde zwar darauf geachtet, dass diese
keiner Lohnpfändung direkt beim Arbeitgeber unterliegt. Dies analog so auch bei einer
Kontopfändung zu regeln, ist jedoch in der Kriegs-Hektik untergegangen. Das darf uns
bei künftigen Hilfsleistungen und Direktzahlungen nicht passieren.
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